
Israel
Attentäter
erschossen
Tel Aviv. Nach dem Anschlag mit
mindestens zwei Toten im Zen-
trum der israelischen Küstenme-
tropole Tel Aviv ist der mutmaß-
liche Attentäter von Sicherheits-
kräften erschossen worden. Der
Terrorist sei aufgespürt und ge-
tötet worden, teilte der Inlands-
geheimdienst Schin Bet am Frei-
tag mit. Es habe sich um einen
28-jährigen Palästinenser aus
dem Westjordanland gehandelt.
Premier Naftali Bennett twitter-
te „Wir bleiben in maximaler
Alarmbereitschaft.“ dpa

Erstmals wird in den USA eine schwarze Frau Richterin am Supreme Court. Der
US-Senat bestätigte die Nominierung von Ketanji Brown Jackson (51), hier im
Gespräch mit US-Präsident Joe Biden, für das Amt. Foto: Mandel Ngan/afp

Ein Novum in der US-Geschichte

Corona
Milliarden für
Impfkampagne
Berlin. Eine mit Beteiligung
Deutschlands ausgerichtete Ge-
berkonferenz hat am Freitag Zu-
sagen in Höhe von 4,4 Milliarden
Euro für die globale Impfkampa-
gne gegen Corona gebracht. Da-
mit könne die Impfallianz Covax
über Investitionen in Logistik und
den Kauf von Spritzen und ande-
ren Verbrauchsmaterialien mehr
als eine weitere Milliarde Imp-
fungen in den 92 ärmsten Ländern
der Welt ermöglichen, teilte das
Bundesentwicklungsministerium
mit. dpa

Kriegsverbrechen
Steinmeierwill
Putin vor Gericht
Hamburg. Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier fordert ange-
sichts der Verbrechen gegen Zi-
vilisten in der Ukraine einen Pro-
zess gegen den russischen Präsi-
denten Wladimir Putin und
Außenminister Sergej Lawrow
vor dem Internationalen Strafge-
richtshof in Den Haag. „Alle, die
für diese Verbrechen Verantwor-
tung tragen, werden sich recht-
fertigen müssen“, sagte Stein-
meier dem Nachrichtenmagazin
„Der Spiegel“ am Freitag in Ham-
burg. epd

Paris. Dass es bei der fran-
zösischen Präsidentenwahl in
diesem April zu einer Neuaufla-
ge des Duells von 2017 zwischen
der rechtsextremen Marine Le
Pen und dem linksliberalen Amts-
inhaber Emmanuel Macron kom-
men könnte, galt seit langem als
die wahrscheinlichste Hypothese.
Aber in den letzten Tagen vor
dem ersten Urnengang an diesem
Sonntag beherrscht nun auf ein-
mal die Frage den Raum, ob Ma-
rine Le Pen das Ringen um das
höchste Amt im Staat diesmal
nicht doch für sich entscheiden
könnte.

In den vergangenen drei Wo-
chen konnte sich Le Pen in Um-
fragen von 16 auf 22 Prozent ver-
bessern, während Macron von 31
auf 27 Prozent zurückfiel. Ähnlich
sieht es mit den Prognosen der
Meinungsforscher für den mögli-
chen Stichwahlgang aus. Noch
Mitte März hieß es, dass Macron
seine Rivalin deutlich, nämlich
mit 58 zu 42 Prozent, schlagen
würde. Mittlerweile stehen die
Ansagen bei 53 Prozent für den
Amtsinhaber und 47 Prozent für
die Herausforderin.

Der Aufwind für die Parteiche-
fin des Rassemblement National
überrascht. Noch zu Jahresbeginn
musste die 53-Jährige um ihre
jetzt als sicher geltende Qualifi-
kation für das Stechen bangen,
weil ihr der rechtsextreme Jour-
nalist Éric Zemmour nicht nur
Stimmanteile raubte. Auch Kader
des Rassemblement National bis
hin zu Le Pens Nichte Marion
Maréchal liefen in das Lager des
neuen Hoffnungsträgers der ex-
tremen Rechten über.

Aber die Konkurrenz des
mehrfach wegen Anstiftung zum
Rassenhass verurteilten sowie in
schärfsten Tönen gegen Auslän-
der und Moslems hetzenden Po-
lemikers hatte eine positive Ne-
benwirkung für Le Pen. Im Ver-
gleich mit dem geifernden Zem-
mour wirkt sie, die sich bereits
seit ihrer Wahlschlappe 2017 um
ein zahmeres Image bemüht, bei-
nahe harmlos.

Gemäßigter als vor fünf Jahren
ist jedoch nicht nur das Auftre-
ten der blonden Rechtsextremen.
Auch von ihren radikalsten For-
derungen wie dem Austritt aus

der EU oder der Rückkehr zur na-
tionalen Franc-Währung hat sie
sich verabschiedet. Stattdessen
präsentiert sie sich heute als „An-
wältin der kleinen Leute“ und als
Kandidatin der Kaufkraft, welche
denMindestlohn anzuheben oder
die Mehrwertsteuer auf Strom,
Gas und Benzin zu senken ver-
spricht. Im Übrigen bleibt Le Pen
aber Le Pen, will die Immigrati-
on drastisch einschränken, die
Macht der EU beschneiden und
Franzosen vorMenschenmit aus-
ländischen Wurzeln bei der Ein-
stellung, bei den Sozialleistungen
oder bei der Wohnungssuche be-
vorzugen.

Bustour überWochenmärkte
Ganz offenbar geht auch ihre
Wahlkampftaktik auf: viele
TV-Interviews, aber keine großen
Meetings. Um Wähler wirbt sie
lieber auf einer Bustour quer über
die Wochenmärkte des Landes.
Dabei zeichnet sie recht erfolg-
reich das Bild einer nahbaren Ver-
treterin des Volkes – ganz im Ge-
gensatz zu dem im Élysée-Palast
thronenden Präsidenten.

Macron seinerseits hat bislang
so gut wie gar keinenWahlkampf
geführt. Er beließ es bei einigen
Besuchen in der Provinz und ei-
nem einzigen großenWahlkampf-
meeting, weil ihm seine diploma-
tischen Vermittlungsbemühun-
gen im Ukraine-Krieg ans Tele-
fon fesseln. Es kommt hinzu, dass
Macron vor 14 Tagen zwei Ansa-
gen gemacht hat, die die linken
Wähler verprellen könnten. Im
Falle seiner Wiederwahl will er
das Renteneintrittsalter von der-
zeit 62 auf 65 Jahre erhöhen (Le
Pen verspricht eine Rückkehr zur
Rente ab 60) und die Sozialhilfe
künftig nur noch dann voll aus-
zahlen lassen, wenn ihre Empfän-
ger 15 bis 20 Stunden pro Woche
arbeiten.

Vor fünf Jahren verdankte der
politische Quereinsteiger und
sich in der Mitte verordnende
Macron seinen Wahlsieg jeweils
zur HälfteWählern aus dem kon-
servativen und aus dem linken La-
ger. Sollten sich letztere diesmal
von ihm abwenden oder im Stich-
wahlgang lieber enthalten als ge-
gen Le Pen zu stimmen, droht Un-
gemach. Peter Heusch

Marine Le Pen
im Aufwind
Präsidentschaftswahl Die Rechtsextreme
macht kurz vor der Abstimmung rasend
schnell Boden auf Amtsinhaber Macron gut.

Hintergrund

Erstmals hat die EU-Kommissi-
on mit dem Beschluss eines Koh-
leboykotts ein Energieembargo
gegen Russland verhängt. Bisher
wehrt sich die Bundesregierung
noch dagegen, ähnliche Schritte
beim Gas einzuleiten. Doch je
mehr der Krieg in der Ukraine
eskaliert, desto größer wird der
Druck auf Deutschland, auch ei-
nem Gasembargo zuzustimmen.

Dieses wird vor allem wegen
seiner unkalkulierbaren wirt-
schaftlichen Folgen gefürchtet.
Private Haushalte hingegen sind
laut EU-Recht „geschützt“, ihnen
darf das Gas nicht abgedreht
werden. Bevor sie frieren, müss-
te hunderttausenden Industrie-
und Gewerbebetrieben das Gas
abgestellt werden – so die The-
orie. In der Praxis scheint dieser
Plan schwer umsetzbar zu sein.

„Man kann das gar nicht so ge-
zielt machen, wie die Notfallplä-
ne oder der Gesetzgeber sich das
in der reinen Lehre vorstellen“,
sagt ein Sprecher und Gas-
netz-Spezialist des Verbands
Kommunaler Unternehmen. Be-
treiber von Gasverteilnetzen
könnten nicht einfach ganze
Netzteile stilllegen, da sie damit
auch unzähligen Privatkunden
den Hahn abdrehen würden. Sie
sind letztlich auf die Mitwirkung
der gewerblichen Kunden ange-

wiesen. „Wenn die nicht mitspie-
len, haben wir erstmal ein Pro-
blem“, so der VKU-Experte.
Denn die Absperranlagen befin-
den sich in der Regel auf dem
Gelände der Kunden.

Dass alle Unternehmen mit-
spielen werden, ist nicht ausge-
macht. Für viele geht es um die
Existenz. Eine Komplettabschal-
tung bedeutet für Betriebe wie
etwa Glaswerke einen wirt-
schaftlichen Super-GAU. Aus
Branchenkreisen ist zu hören,
dass daher vor allem energiein-
tensive Betriebe gerademit ihren
Anwälten abklären, welcher
Schaden größer wäre: die Anla-
gen abzuschalten oder sich der
Aufforderung der Verteilnetzbe-
treiber zu widersetzen und lie-
ber Schadensersatz zu zahlen.

Polizei rufen
Verteilnetzbetreiber, in der Re-
gel sind das Stadtwerke, könnten
dann natürlich auch auf die Po-
lizei zurückgreifen und sich mit
Gerichtsbeschlüssen Zugang
zum Betriebsgelände verschaf-
fen. Man kann sich jedoch vor-
stellen, welchen zeitlichen und
personellen Aufwand das bedeu-
tete, würde auch nur ein kleiner
Teil der laut Bundesnetzagentur
(BNetzA) fast zwei Millionen ge-
werblichen Kunden den Auffor-

derungen nach Verbrauchsdros-
selung oder Abschaltung nicht
Folge leisten. Und das würde
gravierende Folgen nach sich
ziehen.

„Wenn Sie zu wenig Gas zur
Verfügung haben und die Abnah-
me größer ist als das, was in die
Leitungen reinkommt, dann
saugt sich das Gasnetz leer“, sagt
der VKU-Sprecher. Das wäre ins-
besondere dann der Fall, wenn
Großkunden den Verbrauch
nicht anpassen. Ausbaden müss-
ten das private Haushalte: Ihre
Heizungen würden nämlich bei
einem Druckabfall nicht einfach
etwas schwächer laufen, die Ge-
räte würden ganz ausfallen und
könnten nur von einem Techni-
ker wieder in Betrieb genommen
werden. „Nur dann ist ein siche-
res Hochfahren gewährleistet“,
sagt Frank Dietzsch, der die Ab-
teilung für Gastechnologien
beim Deutschen Verein des Gas-
undWasserfaches leitet. Und das
würde angesichts des knappen
Personals viel Zeit in Anspruch
nehmen.

Besonders betroffen wären
Süd- und Ostdeutschland, die ab-
hängiger vom russischen Gas
sind als der Norden und der
Westen.Wie lange würde es dort
dauern, bis Haushalte wieder am
Netz sind? Die Stadtwerke Ulm

verweisen auf Erfahrungen nach
einem Schadensfall, als es etwa
zwei Wochen gedauert hat, bis
etwa 300 Haushalte wieder am
Netz waren, allerdings in der Ur-
laubszeit. Kollegen in Branden-
burg an der Havel haben durch-
gerechnet, dass es zehn Tage
dauern würde, bis zehn Mitar-
beiter die Heizungen in 3000
Häusern wieder zum Laufen
bringen könnten.

Der Bundesnetzagentur sei
die Problemlage bekannt, sagt
ein Sprecher. Das Wirtschafts-
ministerium beteuert seit Wo-
chen, dass selbst im Notfall die
Versorgung privater Haushalte
gewährleistet sei.

Manche Experten machen
sich aber bereits Gedanken, was
passiert, wenn Teilnetze ganz ab-
geschaltet werdenmüssten. Soll-
te dies mitten imWinter der Fall
sein, „wäre es wohl sinnvoller,
Notunterkünfte wie etwa Turn-
hallen gezielt zu beheizen“, sagt
der VKU. Sollten die Menschen
nämlich stattdessen auf die Idee
kommen, sich elektrische Radi-
atoren zuzulegen und diese
gleichzeitig anschalten, wäre das
Desaster wohl perfekt. Dann
nämlich würde nicht nur das
Gas-, sondern auch das örtliche
Stromnetz zusammenbrechen.

Igor Steinle

Warum beim Gas-EmbargoWohnungen doch kalt werden könnten
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Teile der sichtbaren Anlagen ei-
nes Untergrund-Gasspeichers.

Gibt sich betont volksnah: Kandidatin Marine Le Pen bei einemWahl-
kampfbesuch in Dunkerque. Foto: Francois Lo Presti/afp/dpa

Prozent weniger Organspenden hat
es im ersten Quartal 2022 im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum gegeben, teilt
die Deutsche Stiftung Organtrans-
plantation (DSO) mit. 176 Spender ga-
ben 562 Organe. „Wir stehen vor einer
dramatischen Entwicklung für die
rund 8500 Patienten auf den Warte-
listen“, sagte der Medizinische Vor-
stand der DSO, Axel Rahmel. epd
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